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Auch das Finanzministerium und der 
Rechnungshof hatten über die Akten ver­
fügt. Allerdings wird Dewes im Gegen­
satz zum Finanzminister oder zum Rech­
nungshofpräsidenten mehrfach zitiert. 
Zum einen soll er gesagt haben: ..Die ha­
ben ihm (Bock) auf Kosten des Landes das 
Haus ausgebaut und auch noch möbliert." 
Just an dem Tag. als diese Tastsachenbe­
hauptung Dewes' publiziert wurde, gab 
sein Ministerium jedoch bekannt, daß das 
Ministerium den Sachverhalt noch prüfe.

An anderer Stelle in dem Bericht ..wun­
dert" sich Dewes. daß die Akte Bock ..im 
Keller (seines Ministeriums) regelrecht 
versenkt" worden sei. Nachdem sich die 
Frage aufgedrängt hatte, wie eine Akte 
solch brisanten Inhalts im affärengebeutel­
ten Innenministerium für Jahre in Verges- j 
senheit geraten und wie zufällig im Wahl- i 
kampfjahr 1998 wiederauftauchen konnte. I 
teilte das Ministerium auf eine Anfrage \

■ 1.11 H . . · » U I I I U K  von. J u li; i99->. Don
ist zu lesen: ..Eine Wertsteigerung ist 
schwer nachzuweisen, da Sicherungsmaß­
nahmen im Regelfall den Gebrauch des 
Wohngebäudes beeinträchtigen. Sic wer­
den vielmals als Einschränkung und somit 
wertmindernd angesehen. Ein Rückbau 
von Sicherungsmaßnahmen, auf den der 
Wohungseigentümer Anspruch hat. verur­
sacht erhebliche zusätzliche Kosten.“ 
Bock dachte, die Sache sei damit erledigt. 
Zwar bat ihn der frühere Staatssekretär im 
Innenministerium Lippert 1994 noch ein­
mal zu einem abschließenden Gespräch 
über den Vorgang. Dann aber fiel das In­
nenressort an den Sozialdemokraten D e­
wes. Seither hat es sein Haus offenbar un­
terlassen. dieses Gespräch zu suchen.

Das Innenministerium wollte sich zu 
dem Vorgang nicht äußern. Eine Spreche­
rin teilte auf Anfrage mit. Innenminister 
Dewes sehe die Dinge sehr gelassen: eine 
Stellungnahme des Minister gebe es nicht.

Wieczorek-Zeul für Reformen in der EU
Neuordnung der Landwirtschaft und institutioneller Wandel geplant
now. BRÜSSEL, 24. Juli. Eine sozialde­

mokratisch geführte Bundesregierung soll 
die deutsche Europapolitik vor allem an 
der Neuordnung der Landwirtschaftspoli­
tik sowie an weitreichenden Reformen der 
Institutionen der Gemeinschaft ausrichten. 
Dies hat die europapolitische Sprecherin 
der SPD-Bundestagsfraktion. Wieczorek- 
Zeul, am Freitag nach Gesprächen mit Ver­
tretern der Europäischen Kommission, des 
EU-Ministerrats und des Europäischen 
Parlaments gesagt. Sie bekräftigte dabei die 
Ausführungen des SPD-Kanzlerkandidaten 
Schröder, der Mitte des Monats bei einem 
Besuch des Europäischen Parlaments sein 
bisher deutlichstes Bekenntnis zum euro­
päischen Einigungsprozeß abgegeben hat. 
Mit Blick auf die deutsche EU-Ratspräsi­
dentschaft im ersten Halbjahr 1999 will die 
Parteispitze im August erstmals im Detail 
die europapolitischen Schwerpunkte einer 
sozialdemokratisch geführten Bundesregie­
rung beraten. Dabei wird es auch um eine 
stärkere Betonung einer in Europa koordi­
nierten Wirtschafts- und Arbeitsmarktpoli­
tik gehen. Nachdem Schröder bereits in 
Straßburg in einer Reihe von Punkten ver­
sucht hatte, sich von der Europapolitik der 
Bundesregierung abzusetzen, ließ jetzt auch 
Frau Wieczorek-Zeul erkennen, daß die 
Sozialdemokraten in der Schlußphase des 
Bundestagswahlkampfs stärkere Alternati­
ven zu der derzeitigen Bonner Europapoli­
tik herausstellen wollen. Dies gelte nicht zu­
letzt für die als widersprüchlich empfunde­
ne Bonner Haltung zur Reform der euro­
päischen Agrar-, Finanz- und Strukturpoli­
tik (Agenda 2000). Wenn deutsche Regie­
rungsmitglieder einerseits nicht an der Ge­
meinsamen Agrarpolitik rüttelten, anderer­
seits aber eine möglichst rasche Ost-Erwei­
terung anstrebten und überdies ingesamt 
weniger an die Gemeinschaft zahlen woll­
ten, dann seien solche Positionen „mitein­
ander völlig unvereinbar", sagte die SPD- 
Politikerin. Auch die Sozialdemokraten be­
fürworteten eine größere Beitragsgercchtig- 
keit. Am ehesten sei eine Entlastung durch 
verstärkte Rückflüsse aus den EU-Struk- 
turfonds nach Deutschland sowie durch 
eine gemeinsame Finanzierung von direk­
ten Einkommensbeihilfen von Gemein­
schaft und Mitglicdstaaten zu erreichen.

Die SPD-Europaabgeordnete Haug 
schätzt, durch diese gemeinsame Finanzie­
rung ließen sich die deutschen Zahlungen 
nach Brüssel um mindestens sechs Milliar­
den Mark jährlich verringern.

Die Notwendigkeit weiterer institutio­
neller Reformen begründete Frau Wieczo­
rek-Zeul mit dem Prozeß der Ost-Erweite­
rung. Grundsätzlich sollte bei allen Ent­
scheidungen des Ministerrats der lähmen­
de Einstimmigkeitszwang weichen. Ausge­
nommen werden sollten davon lediglich 
Kembereiche wie Finanzen und Steuerpo­
litik. Dagegen seien Mehrheitsentschei­
dungen sowohl in der Außen- und Sicher­
heitspolitik als auch in der Innen- und 
Rechtspolitik notwendig, wenn die Ge­
meinschaft sich den inneren und äußeren 
Herausforderungen erfolgreich stellen wol­
le. Im letzten Punkt zeigen sich deutliche 
Nuancen zu Schröder, der in Straßburg 
zwar eine „kluge Ausgestaltung" des 
Mehrheitsprinzips empfohlen, seine Vor­
stellungen allerdings nicht näher erläutert 
hatte. Frau Wieczorek-Zeul wiederholte in 
Brüssel die Forderung, dem EU-Vertrag 
eine Grundrechtscharta voranzustellen. 
Dies werde dazu beitragen, den europäi­
schen lntegrationsprozeß verständlicher 
zu gestalten und Europa den Bürgern tat­
sächlich näherzubringen.

„Süssmuths Vorschlag 
ist EU-widrig“

F.A.Z. FRANKFURT. 24. Juli. Den 
Vorschlag von Bundestagspräsidentin 
Süssmuth (CDU), nach einem EU-Beitritt 
Polens die Niederlassungsfreiheit auszuset­
zen. hat der CSU-Europaabgeordnete 
Posselt scharf kritisiert. Süssmuth hatte 
am Mittwoch in Warschau diese Möglich­
keit genannt, um Sorgen in Polen vor 
Rückgabeansprüchen deutscher Vertriebe­
ner vorzubeugen Der Vorschlag schade 
den Heimatvertriebenen und sei „EU-wid- 
rig*\ sagte Posselt. der stellvertretender 
Vorsitzender der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft ist. Posselt wies auf die 
Verpflichtung hin. die Slowenien für die 
bloße EU-Assoziierung habe eingehen 
müssen, ein Vorkaufsrecht für italienische 
Heimat vertriebene zuzugestehen.
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Auch die Bundeswehr hat im Rechtsstreit j hätten, sagte der Botschafter

sitz des Landes, sagte J-rank. fehle es der 
Verwaltung mitunter an Kostenbewußt-

Milliarden Mark reichen nicht aus, um die 
Schuldendienstausgaben zu decken.
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